Rede von Franz Schrewe beim Jahresempfang 2018 

Sehr geehrte Landtagsabgeordneten, sehr geehrte Vertreter der Sozialgerichte, der Bezirksregierungen, der befreundeten Verbände und Organisationen,  sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Freundinnen und Freunde, 

bei Ihnen allen möchte ich mich vorneweg im Namen unseres SoVD-Landesverbandes recht herzlich  bedanken, dass Sie unserer Einladung gefolgt sind und uns heute hier in der Zentrale der Düsseldorfer VHS die Ehre erweisen. Herzlichen Dank dafür! 
Der SoVD, das wissen Sie, ist ein Sozialverband mit langer Tradition. Wenn mich einer fragt, was wir eigentlich so machen und was wir genau sind, dann sag ich auch schon mal: Wir sind das schlechte Gewissen der Politik. Das ist vielleicht etwas spitz formuliert, trifft die Sache aber ganz gut. 
Die Politik schätzt uns für unsere offene Art und die Kritik, die wir manchmal in sehr deutlicher Form üben müssen. Auch NRWs Ministerpräsident Armin Laschet hat uns im vergangenen September bei unserem Festakt anlässlich unseres 100-jährigen Bestehens in diesem Sinne gewürdigt: als konstruktiver und zugleich kritischer Dialogpartner der Politik. Als der Ministerpräsident im Düsseldorfer Capitol-Theater damals zu uns sprach, da haben wir sehr genau zugehört. Da hat er uns nämlich versprochen, NRW werde – ich zitiere - „das soziale Gewissen der Bundesrepublik“ sein. Und er hat angemahnt, dass „die Gesellschaft insgesamt inklusiver werden“ müsse. Da hat er natürlich Recht, keine Frage. Und wir als SoVD drängen darauf, dass die Politik den Weg dorthin auch beherzt, konsequent und glaubhaft  beschreitet. Denn die Vergangenheit hat gezeigt, dass gerade mit Blick auf die Umsetzung des Rechts auf Teilhabe, von alleine wenig bis gar nix passiert. 
Umso mehr gilt es also, den Blick nach vorne zu richten. Und da werden Entwicklungen sichtbar, die wir als SoVD so nie und nimmer akzeptieren können und auch nicht akzeptieren wollen. Nehmen wir die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. Seit fast 10 Jahren ist die hierzulande jetzt schon geltendes Recht (nächstes Jahr hat sie in Deutschland  „Zehnjähriges“). Fast 10 Jahre also, in denen man auf vielen Ebenen hätte handeln müssen. Doch was hier bisher geschehen ist, ist viel zu wenig. Vieles davon ist auch nur halbherzig erfolgt.  Es geht um die Rechte und Grundfreiheiten behinderter Menschen. Diese müssen verwirklicht werden – und das Land hat hier eine Bringschuld. Es wird diesem Anspruch jedoch bisher, mit Verlaub, aber nicht gerecht. Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist ja, ganz so, wie wir das ja auch vorgeschlagen hatten, damit beauftragt worden, die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention in NRW als Monitoringstelle zu begleiten. In wenigen Tagen findet nun die erste öffentliche Beratung dieses Institutes mit den Behindertenverbänden im Lande statt. Und wie immer werden wir auch dort kein Blatt vor den Mund nehmen und die mangelnde Umsetzung der Behindertenrechtskonvention anprangern.  Wir brauchen gleichwertige Lebensverhältnisse in diesem Land, das ist das Ziel. Und wenn das erreicht werden soll (und das soll es!), dann muss NRW gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden endlich auf eine landesweite, weitestgehend einheitliche, flächendeckende Umsetzung der BRK hinwirken. Ohne eine solche zielgerichtete Zusammenarbeit von Land und Kommunen ist ein „inklusives NRW“ nämlich nie und nimmer erreichbar. Das zeigt sich ganz konkret am Ist-Zustand bei der Umsetzung vor Ort: Da sind die Bemühungen von Kommune zu Kommune – vorsichtig formuliert - doch sehr unterschiedlich ausgeprägt.  Deshalb unser klarer Appell: Das Land muss den Hut aufbehalten und darf es nicht den Städten und Gemeinden überlassen, ob und wie weit diese sich an die Vorgaben der Behindertenrechtskonvention halten oder nicht, – die Landesregierung darf sich hier nicht aus der Verantwortung ziehen! 

Der Gesetzentwurf zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes wird ja zurzeit im Landtag beraten. Sie erinnern sich, wir haben mit  vielen Verbänden gemeinsam die Entstehung dieses Bundesgesetzes sehr kritisch begleitet und sind mit dem Ergebnis absolut nicht zufrieden, aber das zu erläutern würde jetzt zu weit führen. Reden wir lieber über die Umsetzung auf Landesebene. Die Politik müsste aus unserer Sicht die Umsetzung so zu steuern, dass die Teilhabe behinderter Menschen gestärkt wird. Im Gesetzestext findet sich dann zwar auch ein Bekenntnis zu dem Ziel einer inklusiven Lebensgestaltung von Menschen mit Behinderung. Aber die darin enthaltenen Regelungen konterkarieren dieses Ziel! Was wir brauchen ist eine landesweit einheitliche Rechtsanwendung und eine sachgerechte Praxis bei der Leistungsgewährung. Dafür müsste das Gesetz die Grundlage liefern – und genau das tut der vorliegende Entwurf nicht. Das Land kann und darf die Praxis der Eingliederungshilfe nicht den Kommunen in Eigenregie überlassen, nein! Das zuständige Ministerium muss die Fachaufsicht behalten. Die Eingliederungshilfe muss als Pflichtaufgabe durchgeführt werden. Das klingt kompliziert, ist es auch, aber die Botschaft ist hoffentlich klar: Wir wollen klare Zuständigkeiten bei der Leistungsgewährung – und keinen Flickenteppich! Wir können daher nur hoffen, dass die Anhörung im Landtag,  auf der viele Sachverständige unsere Meinung ja geteilt haben, hier noch zu positiven Veränderungen führen wird.   
Dann die mangelnde Barrierefreiheit – auch die ist für uns, wie Sie wissen, eine Riesenbaustelle. Seit einigen Wochen wird nun vom Bauministerium öffentlich der Anschein erweckt, als würde die neue Landesbauordnung dafür sorgen, dass Wohnungen im Neubau demnächst grundsätzlich barrierefrei gebaut würde. Dann wären sie für alle Menschen nutzbar und das wäre natürlich wunderbar. Aber man muss nach Lektüre des entsprechenden Gesetzentwurfes leider sagen, hier wird nicht mit offenen Karten gespielt. Oder anders formuliert: der Gesetzentwurf ist eine Mogelpackung. Denn von grundsätzlicher Barrierefreiheit beim Neubau von Wohnungen und öffentlichen  Gebäuden kann bei diesem Gesetzentwurf bisher leider überhaupt keine Rede sein. Oder wie würden sie es finden, wenn eine Wohnung zwar barrierefrei ist, aber der Zugang zur Wohnung  nicht? Oder wenn die angeblich barrierefreie Wohnung nicht für Rollstuhlbenutzer nutzbar sein soll? Wir finden das geht alles gar nicht und werden das auch sehr deutlich machen.   
Auch bei der von der Behindertenrechtskonvention eingeforderten schulischen Inklusion sind wir in NRW bisher auf keinem zufriedenstellenden Weg. Jeder Staat, der diese Konvention unterzeichnet hat, bekennt sich damit zu einem uneingeschränkten Recht auf Bildung. Und dem Zugang zu einem – Zitat - „inklusiven Bildungssystem auf allen Ebenen“. Wer das unterschreibt, der muss auch sicherstellen, dass Menschen mit Behinderungen nicht vom „allgemeinen“ Bildungssystem ausgeschlossen werden. Sie haben schließlich den gleichen Anspruch auf Zugang zu einem inklusiven, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht wie alle anderen (ohne Behinderung) auch. Entscheidend für einen gesellschaftlich breit getragenen und gelingenden Systemwechsel hin zur schulischen Inklusion ist die Frage, ob eine hochwertige und somit attraktive Förderqualität für behinderte Schüler in der Regelschule gewährleistet werden kann. Und genau daran hapert es bisher gewaltig. Die Vorstellung, gleichermaßen hochwertige Parallelsysteme von Förderschule und inklusiver Regelschule schaffen zu können, um damit ein „Elternwahlrecht“ zugunsten der Förderschule langfristig aufrecht zu erhalten, ist aus finanzieller Sicht kaum realistisch. Der dauerhafte Fortbestand dieses Parallelsystems von Förderschulen und inklusiven Regelschulen steht auch nicht im Einklang mit der Behindertenrechtskonvention. Genau dieser Fortbestand wurde aber mit dem Regierungswechsel 2017 noch weiter zementiert: Förderschulen sollen weiter bestehen bleiben können –sogar dann, wenn diese die vorgeschriebenen Mindestgrößen gar nicht erreichen! Erklärtes Ziel der Landesregierung ist es, Förderschulen überall dort zu ermöglichen, wo eine hinreichende Zahl von Eltern ein solches Angebot wünscht. Und inklusive Beschulung soll zukünftig an Schwerpunktschulen konzentriert werden. Aber wo befinden sich diese Schwerpunktschulen und wo nicht? Wie steht es um die Wahlfreiheit in der Fläche? Viele Fragen und bisher wenige Antworten. Aus unserer Sicht ist nach wie vor klar: Eine inklusive Schule für alle würde am besten das Recht auf inklusive Beschulung umsetzen. Das haben wir übrigens auch bei unserem Gespräch mit dem Staatssekretär im Schulministerium gestern verdeutlicht. Wir werden diesen wichtigen Prozess hin zur inklusiven Schule den auch weiterhin kritisch begleiten.  

Als nächstes möchte ich etwas zum Thema Arbeitsmarkt sagen: Die Wirtschaft boomt, die Arbeitslosenzahlen sind so niedrig wie nie. Also alles super? Nein, bei weitem nicht. Der Niedriglohnsektor ist enorm gewachsen, viele Menschen können vom Lohn ihrer Arbeit nicht leben. Das betrifft auch und vor allem das Land NRW. Hier gibt es auch die meisten Langzeitarbeitslosen. Betroffen von dieser Langzeitarbeits- und Perspektivlosigkeit sind nicht zuletzt die Menschen mit Behinderung. Auch hier muss das Land also noch viel mehr tun.  Die Landesregierung muss besser als bisher auf alle Akteure am Arbeitsmarkt einwirken, wenn es darum geht, die Teilhabe-Aussichten (schwer-) behinderter Menschen nachhaltig zu verbessern. In einer besonderen Verantwortung stehen dabei insbesondere die privaten Arbeitgeber, deren Beschäftigungsquote leider weit niedriger liegt als bei den öffentlichen Arbeitgebern. Das sich private Arbeitgeber hier von ihrer Verantwortung freikaufen, ist ein Skandal!  

Zum Schluss noch ein Wort zum wichtigen Thema der Pflege. Pflege findet vielfach ehrenamtlich und im familiären Umfeld statt. Die ambulante Versorgung in der Pflege ist nach wie vor unzureichend. Gleiches gilt für die Angebote der Pflegeberatung. Dass man sich nun im Rahmen des sogenannten „Entfesselungspakets I“ vom Grundsatz „ambulant vor stationär“ verabschiedet, das alarmiert uns! Ambulante Pflege muss gestärkt werden! Nur so kann ein selbstbestimmtes Leben - auch im Alter und bei Pflegebedürftigkeit - gesichert werden. Auch dafür macht sich der SoVD in NRW stark. 
Wie sie sehen, die sozialpolitischen Herausforderungen  werden nicht weniger, meine Damen und Herren, ganz im Gegenteil! Für den SoVD kann das nur eines heißen: Unser Einsatz für sozialen Ausgleich und den Erhalt unseres Sozialstaats muss weitergehen und zwar mit voller Kraft! Dieser Sozialstaat hatte sich „bewährt“. Und entsprechend muss man ihn wieder „bewehren“ - also wieder stark machen – statt ihn zu demontieren. 
Wir müssen dafür sorgen, dass der Zusammenhalt im Land wieder stärker wird. Und deshalb wehren wir uns dagegen, dass berechtigte Interessen von Menschen gegeneinander ausgespielt werden. Dass das Recht auf Teilhabe eines jeden Menschen, ob in der Schule, der Wohnungssuche oder auf dem Arbeitsmarkt, darf nicht aus fiskalischen Gründen klein geredet oder gar aufgeben werden.  Teilhabe statt Ausgrenzung ist daher die Devise, Inklusion statt Exklusion, Gemeinschaft statt Entsolidarisierung. Das ist unser Ziel – und wir hoffen, meine Damen und Herren, dass Sie alle uns dabei nach Kräften unterstützen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!   
